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Als die erfolgreiche Gewerkschafterin
und Frauenrechtlerin im Januar 1993
ihre Kandidatur für die Landesregie-
rung bekannt gab, waren die Reaktio-
nen unterirdisch. Christiane Brunner
sehe aus wie eine Serviertochter aus
dem Prostituiertenviertel Les Pâquis,
wurde im Bundeshaus gelästert. Rin-
gier-Starpublizist Jacques Pilet verglich
die Genfer Politikerin mit einem japa-
nischen Auto («Toyota Starlet»).

Konservative Politiker kritisierten,
sie trage Stiefel statt Stilettos und kein
Deux-Pièces. Dass sie ausschliesslich
bequeme Schuhe tragen konnte, weil
sie als junge Frau auf ihrem Solex von
einem Camion überrollt worden war,
fast einen Fuss verloren und das Bein
verstümmelt hatte: unwichtig.

Die Topjuristin, die mit 30 die erste
Schweizer Lohnklage vor Bundesge-
richt gewonnen hatte, wurde wegen
Äusserlichkeiten und ihres Lebensstils
diskreditiert. Sie war geschieden und
lebte mit ihrem zweiten Mann sowie
fünf Söhnen – dem eigenen, dem
Adoptivsohn und jenen ihres Mannes –
zusammen: Das galt damals in konser-
vativen Kreisen als Skandal und sorgte
für «Blick»-Schlagzeilen.

Zehntausende von Frauen gingen
auf die Strasse, als Christiane Brunner
nach einer Schmutzkampagne nicht
gewählt wurde.

Kaum vorstellbar, dass sich Mei-
nungsmacher heute ähnlich äussern
könnten, ohne sich selber zu diskredi-
tieren. Und kaum denkbar, dass grosse

Schweizer Medien heute derart frauen-
feindliche Kritik abdrucken würden.
Ringiers Boulevardmedien berichten
nach der teuren Niederlage gegen
Jolanda Spiess-Hegglin sachlicher und
fahren kaum mehr persönliche Polit-
kampagnen wie zu den aktiven Zeiten
von Königsmacher Frank A. Meyer.

DassagenBeteiligte
vondamalsheute
Mehrere der damals Beteiligten distan-
zieren sich heute von ihren Aussagen.
Nach ersten Angriffen war es zu einer
Schlammschlacht gekommen. Tage-
lang zirkulierte ein anonymer Brief im
Bundeshaus, in welchem Brunner vor-
geworfen wurde, sie habe «illegal ab-
getrieben» und sich nackt fotografieren
lassen. Der Schmähbrief wurde zu-
nächst ignoriert; wer ihn verfasst hat,
ist bis heute ungeklärt. Bekannt ist in-
des, wer den Inhalt des anonymen
Briefs öffentlich skandalisierte.

«Blick»-Journalist Thomas Sure-
mann, der zuvor schon kritisch über
Brunner berichtet hatte, brachte die
Story als Erster. Mehrere Tage lang hat-
te er bekannte Politiker gesucht, die
sich zum Schmuddelbrief äusserten –
doch niemand wollte zu anonymen
Anschuldigungen Stellung nehmen.
Schliesslich thematisierte der damali-
ge FDP-Generalsekretär Christian Kau-
ter die Gerüchte und verlangte eine
«Unbedenklichkeitserklärung» der SP.
Heute gibt er sich selbstkritisch. Die
«konservative Grundstimmung» habe
sich ausser in gewissen SVP-Kreisen
massiv geändert: «Solche herabsetzen-

Wie Christiane Brunner fertiggemacht wurde
Beteiligte an der Schmutzkampagne gegen die SP-Bundesratskandidatin zeigen sich heute reuig – doch einer schweigt.

«Unsere Europapolitik ist spannend und reizvoll!»

Heute Freitag lässt der Bundes-
rat die Katze aus dem Sack: Er
wird aller Voraussicht nach die
neuen bilateralen Verträge mit
der EU veröffentlichen. Es ste-
hen heftige Debatten bevor: Ist
in der Schweiz von der EU die
Rede, werden Diskussionen
rasch hitzig. Trotzdem sagt Mat-
thias Oesch: «Unsere Europa-
politik ist spannend und reiz-
voll!» Der Professor für Europa-
recht an der Uni Zürich wird für
diese Zeitung in den nächsten
Wochen in einer Serie die wich-
tigsten Punkte der neuen bilate-

ralen Verträge mit der EU be-
leuchten.

Die Themen reichen von der
Schutzklausel über den Lohn-
schutz bis zur dynamischen
Übernahme von neuem EU-
Recht. Dass die Beziehung zur
EU das wohl umstrittenste Polit-
Thema der Schweiz ist, erklärt
Oesch mit dem Spannungsfeld,
in dem wir uns bewegen: «Wir
teilen mit der EU gemeinsame
Grundwerte, haben bilaterale
Verträge abgeschlossen und
übernehmen EU-Regeln auto-
nom.» Gleichwohl täten wir uns

schwer, unseren Platz in Europa
zu finden. «Entsprechend her-
ausfordernd sind die rechtlichen
Fragen, die sich in den Bezie-
hungen zur EU stellen.»

Doch diese Fragen müssen
nun geklärt werden. Steuern wir
also auf die wichtigste EU-Ab-
stimmung der Schweiz zu? Ent-
scheidend sei das Nein zum
EWR 1992 gewesen, sagt Oesch.
Danach wurde der bilaterale
Weg zum Königsweg erkoren.
«Nun geht es darum, die Grund-
lagen für die Weiterführung die-
ses Wegs zu schaffen.» (sbü.)

Gastbeitrag: Worum es bei den neuen Verträgen mit der EU geht

Die Schweiz steht vor
wegweisendem Entscheid
Der Bundesrat lobt, die neuen
Verträge würden die Abkom-
men mit der EU auf eine
stabile Grundlage stellen und
den Ausbau des bilateralen
Wegs ermöglichen. Dieser
Schritt sei wirtschaftlich be-
deutsam und angesichts der
geopolitischen Lage strate-
gisch notwendig. Die Gegne-
rinnen warnen vor einem
Souveränitätsverlust, dem
Ausverkauf der Demokratie
und fremden Richtern. Wer hat
recht?

Die neuen Vertragstexte
haben eine lange Vorge-
schichte. Nach dem EWR-
Nein der Schweiz 1992 war
die EU bereit, mit der Schweiz
bilaterale Abkommen abzu-
schliessen. Zusammen mit
dem Freihandelsabkommen
von 1972 bilden die Bilatera-
len I von 1999 und die Bilate-
ralen II von 2004 seither das
Rückgrat der Beziehungen
mit der EU. Sie tragen zu
Wohlstand und Sicherheit bei.

Die Abkommen wurden als
Übergangslösung konzipiert.
Die EU ging davon aus, die
Schweiz würde nach einer
Angewöhnungszeit einen
nochmaligen Anlauf für einen
EWR-Beitritt oder gar die
EU-Mitgliedschaft wagen.
Obwohl die Schweiz bereits
1992 ein EU-Beitrittsgesuch
eingereicht hatte, erwies sich
diese Hoffnung als illusorisch.
Die Abkommen mutierten von
einem Provisorium zu einem
Providurium.

Die Abkommen funktionieren
aus Sicht der Schweiz zwar gut.
Die EU stellte 2010 aber fest,
dass das bilaterale Vertragsge-
flecht «eindeutig an seine
Grenzen stösst». Seither
verlangt sie neue institutionel-
le Regeln. Diese Forderung
beruht auf einer nachvollzieh-
baren Logik: Es geht um dieje-
nigen Abkommen, welche die
sektorielle Teilnahme der
Schweiz am Binnenmarkt der
EU bezwecken und auf EU-
Recht beruhen. Mit neuen
institutionellen Regeln soll ihre
einheitliche Anwendung und
Weiterentwicklung sicherge-
stellt werden.

Ohne institutionelles Update
ist die EU weder bereit, die
bestehenden Abkommen
weiter aufzudatieren, zum
Beispiel bei der Medizintech-
nik, noch will sie neue Markt-
zugangsabkommen abschlies-
sen, etwa beim Strom, oder der
Schweiz anderweitig entgegen-
kommen, wie sich bei der
Börsenäquivalenz zeigte. Auch
die Beteiligung von Schweizer
Forschenden am Horizon-Pro-
gramm steht auf wackligen
Füssen. Die EU übt gezielt
politischen Druck aus.

Erste Verhandlungen über ein
institutionelles Rahmenab-
kommen wurden 2021 ergeb-
nislos abgebrochen. Beim
zweiten Versuch haben sich der
Bundesrat und die Europäische
Kommission nun auf ein neues
Vertragspaket geeinigt.

Die EU betrachtet den Status
quo nicht als tragfähige Lösung
für die Zukunft. Auch die
anderen europapolitischen
Alternativen, welche zuweilen
ins Feld geführt werden (wozu
ein EU-Beitritt – zu Unrecht –
nicht gehört), sind kaum
erstrebenswert.

Der Rückbau des bilateralen
Vertragswerks zu einem reinen
Freihandelsverhältnis ohne
sektorielle Beteiligung am
Binnenmarkt der EU würde es
zwar erlauben, institutionell
weiterhin nach klassisch
völkerrechtlichen Mustern zu
verfahren. Ein solches Abkom-
men würde den Bedürfnissen
der Wirtschaft aber kaum
Rechnung tragen. Die enge
Zusammenarbeit in weiteren
Bereichen wie der Polizei- und
Asylkooperation im Rahmen

von Schengen/Dublin wäre
gefährdet. Das Vereinigte
Königreich hat sich nach dem
Brexit für ein solches Freihan-
delsmodell entschieden, wobei
die Bilanz heute ernüchternd
ausfällt.

Auch ein neuer Anlauf für
einen EWR-Beitritt scheint für
die Schweiz wenig erfolgver-
sprechend. Der EWR hat
institutionelle Defizite, die
bereits 1992 zu seiner Ableh-
nung beitrugen. Dazu gehört,
dass die EWR/Efta-Staaten
das gesamte Binnenmarktrecht
fortlaufend übernehmen
müssen. Weiter dürfte ein
Beitritt der Schweiz das Ein-
stimmigkeitsprinzip aufseiten
der EWR/Efta-Staaten Island,
Liechtenstein und Norwegen
strapazieren und das heute
gute Funktionieren des EWR
beeinträchtigen.

Die Schweiz steht vor einem
wegweisenden Entscheid. Die
neuen institutionellen Regeln
sind eine Voraussetzung für die
Weiterführung des bilateralen
Wegs. Andernfalls besteht die
Gefahr, dass dieser Weg ero-
diert. Das wäre keine verlo-
ckende Perspektive – weder für
die Schweiz noch für die EU.
Gleichzeitig bewirken die
neuen Regeln einen erhebli-
chen Integrationsschritt. Sie
fordern das Staats- und Demo-
kratieverständnis in der
Schweiz heraus.

Höchste Zeit also, die Vertrags-
texte kennenzulernen und die
Auswirkungen auf die Schweiz
zu diskutieren! In einer sieben-
teiligen Serie beleuchten wir in
den kommenden Wochen die
institutionellen Neuerungen
und ihre Auswirkungen auf das
politische System der Schweiz.
Diese Beiträge werden in den
nächsten Wochen erscheinen.

Matthias Oesch
ist Professor für Europarecht
an der Universität Zürich.
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